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Das Forſtgeſetz und die Eiſenbahnen. 


Allgemein ſind die Klagen, daß ungeachtet des Beſtandes des 
Forſtgeſezes vom Jahre 1852 die Forſtverhältniſſe in den einzelnen 
öſterreichiſchen Ländern bisher ſtetig fortichreitend ſich verſchlimmert 
haben. Forſcht man nach den Gründen dieſer Erſcheinung, ſo findet 
man faſt bei jeder eingehenderen Prüfung, daß nicht die Mängel des 
Geſetzes ſondern eben nur die unterlaſſene Anwendung desſelben Ur⸗ 
ſache jener Verſchlimmerung ſind Das Geſetz hätte bei richtiger und 
genauer Durchführung Mittel genug geboten, einer ſolchen Verſchlim⸗ 
merung entgegen zu wirken; dieſe trat eben nur deßhalb ein, weil 
man das Geſetz nicht achtete, nicht zur Geltung brachte. Seit der 
Zeit, als die Regierung damit begonnen hat, in den einzelnen Län⸗ 
dern Organe zu beſtellen, um das Geſetz in techniſch richtiger Weiſe 
zur Durchführung zu bringen, ſeit dieſe Organe auch mit zweckmäßigen 
weitgehenden Inſtructionen ausgerüſtet ſind, um nach den verſchie⸗ 
denſten Richtungen hin für Hebung der Forſteultur ſelbſtſtändig zu 
wirken, fehlt es durchaus nicht mehr an Beiſpielen einer energiſchen 
Durchführung des Forſtgeſetzes und zahlreicher, von den Forſttechnikern 
angeregter oder ausgeführter zweckmäßiger Maßregeln, um eine all⸗ 
mälige Verbeſſerung unſerer forftlichen Zuſtände herbeizuführen. Die 
ſorgfältige Beachtung aller durch das bisherige Wirken der Forſttech⸗ 
niker gewonnenen Erfahrungen und die genaue Vergleichung derſelben 
mit den Erfolgen anderer Länder, mit den dott beſtehenden Geſetzen und Ein⸗ 
richtungen machen nunmehr auch weitere Maßregeln möglich. In den bereits 
vorbereiteten Inſtructionen und Durchführungsverordnungen zum Forſtge⸗ 
ſetze ift die ſichere Grundlage gewonnen für die Durchführung des Geſetzes, 
für die Ermittlung und ſichere Behandlung der Bann⸗ und Schutzwal⸗ 
dungen, für die Regelung der Gemeindewaldungen, für die Klarſtellung 
der forſtlichen Zuſtände mittelſt forſtlicher Durchforſchungen und An⸗ 
legung von Waldkataſtern, für die forſtliche Statiſtik, die Erſtattung 
regelmäßiger forſtlicher Jahresberichte und ähnliche Maßregeln. Zu 


den zahlreichen, ſchon in den letzten Jahren eingeleiteten, organiſato⸗ 
riſchen und adminiſtrativen Maßregeln zur Hebung der Forſteultur 
gehören auch die ſtets ſich weiter ausdehnenden Bannlegungen zur 
Sicherung der Eiſenbahnen, Straßenzüge und anderer Bauobjecte im 
Küſtenlande. Die Bannlegungen im Küſtenlande haben unn auch eine 
recht glückliche Nachahmung an der Kronprinz Rudolf⸗Bahn gefun⸗ 
den, deren Direction auf dieſelben beſonders aufmerkfam gemacht 
wurde und nun ſelbſt ſolche Bannlegungen in muſtergiltiger Weiſe 
zur Ausführung gebracht hat. Kaum irgend eine andere Eiſenbahn iſt 
durch unvorſichtige oder fehlerhafte Behandlung der oberhalb — hie 
und da auch der unterhalb — derſelben gelegenen Waldungen jo 
großen Gefahren ausgeſetzt, als die Strecke der Rudolſ⸗Bahn längs 
der Enns in den Bezirken Steyer in Ober-Oeſterreich, dann Liezen 
und Leoben in Steiermark. Das beſte Schutzmittel der Eiſenbahnen 
gegen ſolche Gefahren iſt es nun allerdings, wo es nur immer mög⸗ 
lich, das Eigenthum der angrenzenden Waldungen zu erwerben, was 
bet den geringen Preiſen derſelben oft nicht allzuſchwer fällt und den 
Eiſenbahndirectionen nicht warm genug empfohlen werden kann. Wo 
aber eine folche Erwerbung nicht möglich iſt, da gewährt das Forſt⸗ 
geſetz in der Bannlegung (88 19 und 20 F. G.) ein vollkommen zu⸗ 
reichendes Schutzmittel. 

Die ſtrenge Bannlegung und die Aufrechthaltung derſelben iſt 
in der Regel nicht ſchwer zu erreichen, da die Intereſſen der Eiſen⸗ 
bahn und der Waldbeſitzer in der Mehrzahl der Fälle zuſammengehen. 
Eine gute und pflegliche Behandlung ſolcher Waldungen, eine ener⸗ 
giſche Aufforſtung bringt beiden Theilen gleiche Vortheile und es iſt 
kein allzu großes Opfer, wenn die Eiſenbahnen ſelbſt derlei Auffor⸗ 
ſtungen, zumal in Waldungen der Kleinbeſitzer, in die Hand nehmen, 
ſowie es auch ihnen zuſteht, die ſtrenge Ueberwachung der Bannvor⸗ 
ſchriften durch ein beſonders dazu beſtelltes Perſonal zu beſorgen. Wo 
die Intereſſen auseinandergehen und von dem Waldeigenthümer ein 
Betrieb gefordert werden muß, w Icher die ſonſt erzielbare Waldrente 
herabdrückt, iſt ſelbſtverſtändlich Entſchädigung zu leiſten. Nach den 
hier entwickelten Grundſätzen iſt auch die Kronprinz Rudolf-Bahn 
vorgegangen und ſind in dieſer Weiſe alle gefährlichen Waldorte an 
der Strecke Weyer» (Küpfern⸗) Rottenmann durch behördliche Er⸗ 
kenntniſſe in Bann gelegt worden. Dieſe Erkenntniſſe enthalten theils 
allgemeine Behandlungsvorſchriften, theils beſondere in Bezug auf die 
einzelnen Objecte. 

Die allgemeinen Behandlungsvorſchriften ſtellen unter A einen 
vollſtändigen Culturplan auf bezüglich jener Waldungen, welche in 
ſtrengen Bann zu legen ſind, enthalten unter B mit der Bezeichnung 
„beſchränkte Bannlegung“ beſtimmte Vorſchriften über Fallung und 
Lieferung des Holzes zum Schutze der Bahnkörper, ſowie des Bahn⸗ 
betriebes, ferner unter C. Vorſchriften über die Umwandlung des Hoch⸗ 
waldbetriebes in den oberhalb der Bahnböfchungen befindlichen 
ſchmalen Waldſtreifen in Niederwaldbetrieb, endlich unter D. Maß⸗ 
regeln zur Verſicherung der in dieſen Waldungen locker und loſe lie⸗ 
genden Steine. 


A. Die ftrenge Bannlegung. 


Die ftrenge Bannlegung erſcheint rückſichtlich jener oberhalb der 
Bahn liegenden Waldungen nothwendig, in welchen durch eine un⸗ 
vorſichtige oder fehlerhafte Bewirthſchaftung eine Verwilderung und 
Verarmung des Bodens, insbeſondere eine Lockerung oder Abſchwem⸗ 
mung des ſelben zu gewärtigen wäre. Dies gilt beſonders bei den ſtei⸗ 
len Sonnenſeitlagen bei einem lockeren, ſteinigen, der Abſpülung ſtark 
ausgeſetzten Boden, ſowie endlich dort, wo der Abſturz von Lawinen 
oder Steinen zu befürchten ſteht. Die bei derartigen Waldungen zur 
Sicherung des Bahnkörpers und Bahnbetriebes zu treffenden und zu 
beobachtenden S'icherheitsmaßregeln find folgende: Einleitung. 1. 
Zur Ueberwachung des geſammten Wirthſchaftsbetriebes der in ſtren⸗ 
gen Bann gelegten Waldparcellen iſt nach § 19 des Forſtgeſetzes vom 
3. December 1852 ein geprüfter Forſtwirth nebſt dem erforderlichen 
Hilfsperſonale aufzuſtellen, welcher mit der Bewirthſchaftung dieſer 
Waldungen zu betrauen, hiefür eigens in Eid und Pflicht zu nehmen 
und für die Verwirklichung folgender beſonderer Behandlungsvorſchrif⸗ 
ten verantwortlich zu machen iſt. Wirthſchaftsbetrieb. 2. Die 
Bannwaldungen ſind im geregelten Plenterbetriebe zu bewirthſchaften. 
3. Bei den gegenwärtig im Hochwaldbetriebe kewirthſchafteten Wal⸗ 
dungen iſt allmälig in den geregelten Plenterbetrieb in der Art über⸗ 
zugehen, daß bei den dermal vorhandenen haubaren oder angehend 
haubaren Beſtänden, wo noch kein natürlicher Anflug oder Ausſchlag 
vorhanden, mittelſt Vorbereitungshieb, dem ſpäter eine Beſamungs⸗ 
Schlagſtellung zu folgen hat, auf die natürliche Verjüngung hinge⸗ 
wirkt wird. Holzanbau. 4. Laſſen die Standorts- und Beſtandes⸗ 
verhältniſſe eine natürliche Verjüngung nicht mehr erwarten, ſo iſt 
unter dem Schutze von Mutterbäumen zu verjüngen. 5. Die gegen⸗ 
wärtig vorhandenen Blößen, deren natürliche Verjüngung nicht zu er⸗ 
warten ſteht, ſind auf künſtlichem Wege mittelſt Saat und Pflanzung 
aurzuforſten. 6. Bei der Wahl der anzubauenden Holzarten iſt ſtets 
den Standortsverhältniſſen entſprechend auf die von der Natur vorge 
zeichneten Holzarten beſonders Rückſicht zu nehmen und vor allen der 
Buche der Vorzug einzuräumen. 7. Das jährlich zur Nutzung kom⸗ 
mende Holzquantum iſt durch eine vorzunehmende Ertragsſchätzung, 
auf deren Grundlage ein Wirthſchaftsplan aufzuſtellen ift, genau zu 
beſtimmen. 8. Dieſes jährlich zur Nutzung gelangende Holz iſt durch 
die zur Ueberwachung der Bannwaldungen aufgeſtellten Forſtorgane 
anzuweiſen und mit einem beſonderen Controlhammer deutlich zu 
markiren. 9. Bei der Holzfällung und Lieferung haben die hierüber 
ad B aufgeſtellten Vorſichtsmaßregeln Geltung. 10. In Lagen, wo 
die Fällung beſonders ſchwierig und gefährlich iſt, darf über Anord⸗ 
nung des betreffenden Bannwald⸗Aufſichtsperſonales dieſe Fällung, und 
wenn nöthig auch Lieferung, nur durch beſonders dazu beſtimmte er— 
fahrene Holzarbeiter erfolgen. 11. Die Stöcke müſſen in einer Höhe 
von 4 Fuß über dem Erdboden gelaſſen werden. 12. Die Waldweide 
darf unter keiner Bedingung ausgeübt werden und find die in Bann 
gelegten Waldparcellen an den Stellen, wo es ſich als nothwendig 
herausſtellen ſollte, mit einem Gehäge gegen den Eintritt des Viehes 
zu ſichern. 13. Die Streunutzung darf nur in dem Falle, wo durch 
deren Entziehung die Exiſtenz des betreffenden Grundbeſitzes gefähr— 
det wird, erfolgen, doch darf dieſelbe nur in den dazu vom Bann⸗ 
Auſſichtsperfonale beſtimmten Plätzen, ſowie nach den im 8 13 des 
Forſtgeſetzes enthaltenen Beſtimmungen vorgenommen werden. 14. Die 
Laubgewinnung darf nur im Herbſte mit lockeren Beſen geſchehen und 
ſind dabei die lockeren Steine ſicher zu legen, 15. Die Aſtſtreugewin⸗ 
nung hat nach den im § 12 des Forſtgeſetzes hiefür eigens vorgezeich⸗ 
neten Beſtimmungen zu erfolgen. 


B. Die beſchränkte Baunlegung. 


Die beſchränkte Bannlegung iſt in jenen oberhalb der Bahn 
gelegenen Waldungen nothwendig, in welchen nur durch eine unvor⸗ 
ſicht ge Holzfällung und Lieferung der Bahnkörper, ſowie der Bahn⸗ 
betrieb gefährdet wird. Die zur möglichſten Verhütung derartiger Ge⸗ 
fahren zu treffenden Vorſichtsmaßregeln find folgende: 1. Die Fallung 
des. Holzes darf nur bei tiefem, weichem Schnee oder bei trockenem, 
offenem Boden und zwar im letzteren Falle bei den Laubhölzern, fo 
lange dieſelben noch belaubt ſind, geſchehen. 2. Ferner hat die Fällung 
derart zu erfolgen, daß die Bäume der Berglehne entlang zu liegen 
kommen, um das Abrutfchen derſelben zu verhindern. 3. Das Kohl⸗ 
und Brenuholz iſt nach erfolgter Fällung nur theilweiſe zu entäſten 
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und auf drei, höchſtens ſechs Fuß lange Drillinge aufzuarbeiten. 4. 
Dieſe Drillinge ſind am Fällungsplatze zu ſpalten und ſicher aufzu⸗ 
ſchlichten. 5. Die Lieferung der zu Bau- und Nutzhölzern beſtimmten 
Stämme darf nur im langen Zuſtande, ſowie bei trockenem, offenem 
Boden oder bei tiefem, weichem Schnee vorgenommen werden. 6. 
Ferner hat die Lieferung dieſes Langholzes ſtets den Berglehnen ent⸗ 
lang in die dazu beſtimmten Erdgefährten oder Holzrieſen und von 
da nur auf den beſtehenden Abfuhrswegen zu geſchehen. 7. Im Falle 
das Abrutſchen dieſer Stämme zu befürchten ſteht, ſind dieſelben ent⸗ 
weder durch Vorlegbäume oder Holzriefen in die Erdgefährte zu lei— 
ten oder mittelſt Haͤngſtöcken an Seilen langſam abzulaſſen. 8. An 
den Wegkrümmungen, wo ein Abgleiten der Langholzſtämme zu be— 
fürchten ſteht, find Schleuder- oder Vorlegbänme anzubringen. 9. Die 
Lieferung des Brenn- und Kohlholzes hat unter denſelben Vorſichts⸗ 
maßregeln wie beim Langholz zu erfolgen, doch kann dasſelbe, wo es 
das Terrain geſtattet, in Trockenrieſen oder auf den längs der Berg— 
lehnen angelegten Winterzugswegen in die hiezu beſtimmten Erdge⸗ 
fährte oder zu den Abfuhrswegen geliefert werden. 10. Die Zeit des 
Holz⸗Erdgefährtens oder Rieſens tt ſtets dem Bahnauffichtsperſonale 
u. zw. 24 Stunden vorher bekannt zu geben, damit dasſelbe die noth— 
wendigen Vorkehrungen rechtzeitig treffen könne. 11. Wenn die Ab⸗ 
bringung des Holzes unmittelbar oberhalb des Bahnkörpers erfolgt, 
fo iſt auf der Bahn ein Wächter aufzuſtellen, welcher eine Viertel⸗ 
ſtunde vor Pafftren des Zuges das Holzabbringen durch ein gegebenes 
Signal zu ſiſtiren hat, bis der Zug an dieſer Stelle vorüber iſt. 12. 
In beſonders gefährlichen Lagen, wo das Abrutſchen der Stämme auch 
bei Anwendung aller Vorſicht zu befürchten iſt, darf die Fällung, ſo⸗ 
wie insbeſondere die Lieferung nur zu der eigens hiefür beſtimmten 
Zeit, innerhalb welcher kein Zug die Strecke paſſirt, vorgenommen 
werden. 13. Sowohl vor als nach der Holzfällung und Lieferung find 
die etwa gelockerten oder locker und loſe liegenden Steine ſicher zu 
legen. 14. Die Holzfällung und Lieferung hat unter Aufſicht des auf⸗ 
geftellten Baunwald⸗Aufſichtsperſonales ſtattzufinden und ift für etwa 
neu anzulegende Lieferungseinrichtungen ſtets die politiſche Bewilligung 
einzuholen. 


C. Umwandlung des Hochwaldbetriebes in den oberhalb 
der Bahnböſchungen befindlichen ſchmalen Waldſtreifen 
in Niederwaldbetrieb. 


In jenen ſchmalen Waldſtreifen, welche zwiſchen der Bahuböͤ⸗ 
ſchung und den oberhalb befindlichen Plateaux ſtehen geblieben und 
aus welchen das ſtärkere Holz während der Zeit der Bahnbaues ganz 
oder theilweiſe bereits ausgehackt wurde, iſt die Umwandlung des 
früheren Hochwaldbetriebes in Niederwaldbetrieb nothwendig, da an 
dieſen fteil abfallenden Lehnen nicht allein wegen der ſteilen unterhalb 
befindlichen Bahnböſchung, ſondern insbeſondere wegen der vielen 
Quellen, welche ſich durch den vorhandenen Tegel bilden, eine Ab— 
iutſchung zu befürchten iſt, und ferner das aus dieſen Lehnen wach— 
ſende Holz nur ſehr ſchwer ohne Gefahr für den Bahnkörper zu ge— 
winnen it. Dieſem Niederwaldbetriebe iſt eine 20= bis höchſtens 
30jährige Umtriebszeit zu Grunde zu legen und iſt an den Stellen, 
wo das gegenwärtig vorhandene Holz keine Ausſchlagfähigkeit mehr 
beſitzt, oder auf den Blößen künſtlich zu verjüngen. Bei dieſem 
Holzanbaue iſt vorzugsweiſe auf die Buche in der Miſchung mit 
Haſeln, Erlen, Birken, Ahorn und verſchiedenen Weichhölzern und 
Straucharten Bedacht zu nehmen. Selbſtverſtändlich darf die Fäl⸗ 
lung des Holzes nur im Winter vorgenommen werden, um die Aus⸗ 
ſchlagfähigkeit nicht zu benachtbeiligen. 


[D. Verſicherung der in dieſen Waldungen locker und 


loſe liegenden Steine. 


Eine Steinverſicherung iſt überall dort nothwendig, wo locker 
und loſe liegende Steine oder Steinwände ſich befinden, deren Ab⸗ 
ſturz zu befürchten iſt. Die zu treffenden Vorſichtsmaßregeln ſind 
folgende: 1. Verſicherung d. i. Sicherlegung der locker und loſe lie⸗ 
genden Steine, jo wie Entferuuug von überhängenden, der Verwitte⸗ 
rung ſtark ausgeſetzten Felswänden. 2. Herſtellung von Steinkörben in 
den Mulden und Vertiefungen, um dadurch die abrollenden Steine im 
weiteren Falle aufzuhalten. 3. Bau von Schutzdächern oberhalb des 
Bahnkörpers, durch welche zugleich die Ableitung der Lawinenſtürze 
erfolgen kaun. Die beſonderen Behandlungsvorſchriften umfaſſen 87 


verſchiedene Objecte, darunter 18 im Sprengel der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Steyer, 62 in jenem von Liezen, 7 in jenem von Leoben. Die 
Waldungen gehören zum größeren Theile Kleinbeſitzern, einzelne auch 
der Innerberger Aetiengeſellſchaft oder der Kronprinz Rudolf-Bahn 
ſelbſt. Bei den einzelnen Objecten iſt angeführt, in wie weit auf die⸗ 
ſelben die allgemeinen Vorſchriften A, B, C oder D Anwendung zu 
finden haben und welche beſonderen Vorſchriften etwa noch nothwendig 
ſind (Mitth. d. Ackerb.⸗Miniſt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 

Dem Bezirksausſchuſſe ſteht eine Disciplinargewalt über Mitglie⸗ 
der des Gemeinde⸗Ausſchuſſes nicht und ſelbſt dann nicht zu, wenn 
dieſe als Delegirte des Gemeinde-Ausſchuſſes fungirten. 

Ju der Volksſchule der Gemeinde B. wurden am 10. Febr. 
1872 die Prüfungen aus dem I. Semeſter abgehalten, zu denen der 
Grundherr Alexander O. als Delegirter des Bezirkeſchulaufſichtsrathes 
und des Bezirksausſchuſſes in S. entſendet war. Dieſer relationirte 
dem Bezirksausſchuſſe, daß die bei der Prüfung anweſenden Gemeinde⸗ 
rathsmitglieder von B., Bezirksrichter Michael H. u. der röm kath. 
Pfarrer L. ihm gegenüber erklärt hätten, „der Bezirksausſchuß ſei 
nicht berechtigt, einen Delegirten zu den Prüfungen in eine von der 
Gemeinde erhaltene Schule zu entſenden, daß die Gemeinde dagegen 
proteſtiren werde und daß er (Alexander O.) nur als Gaſt, nicht 
aber als Delezirter der Prüfung beiwohnen dürfe“; durch dieſe vor 
dem auweſenden Publicum gemachte Aeußerung der beiden Gemeinde⸗ 
rathsmitglieder ſei ſeiner Würde als Delegirter nahe getreten wor⸗ 
den, weßhalb er ſich veranlaßt geſehen habe, die Schule zu ver⸗ 
laffen Hierüber faßte der Bezirksausſchuß von S. in der Erwägung 
daß H. u. L. nach Angabe des Bürgermeiſter Stellvertreters Tho⸗ 
mas K. Delegirte des Gemeinderathes der Stadt B. waren, dann 
daß in Gemäßheit des § 64 des Gemeindegeſetzes die Gemeinde⸗ 
rathsdelegirten gleich den Mitgliedern des Gemeindevorſtandes für die 
unterlaſſene oder nicht gehörige Vollziehung der ihnen vom Gemeinde⸗ 
vorſteher übertragene Geſchäfte verantwortlich ſind“, den Beſchluß, „es 
ſei gegen dieſe beiden Gemeinderathsmitglieder die Unterſuchung ein⸗ 
zuleiten und es werde mit der Durchführung derſelben gemäß § 37 
des Geſetzes über die Bezirksvertretung das Bezirksvertretungsmitglied 
Stanislaus T. betraut“. a 

Gegen dieſen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes v. S. recurrirte 
H. an die Statthalterei, einwendend, daß durch denſelben beſtehende 
Geſetze verletzt werden. g 

Die Statthalterei entſchied, daß durch den erwähnten Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes beſtehende Gefetze weder verletzt noch fehler⸗ 
haft angewendet worden ſeien, und daher der Recurs des H., dem 
§ 51 des Geſetzes über die Bezirksvertretung entſprechend, nicht be⸗ 
rückſichtigt werden könne, zumal erſt durch Einvernehmung der Par⸗ 
teien ein Subſtrat zur Beurtheilung der Competenz der Behörden 
gewonnen werden könne, weßhalb gegen die Einleitung einer Vor⸗ 
unterſuchung der Recurs nicht einmal zuläſſig ſei. 

H. recurrirte dawider an das Miniſterium des Innern mit dem 
Bemerken, daß dem Bezirksausſchuſſe eine Disciplinargewalt nur ride 
ſichtlich der Mitglieder des Gemeindevorſtandes ($ 102 Gem. Gef.) 
und der dem Bezirksausſchuſſe beigegebenen oder untergeordneten 
Beamten und Diener ($ 33 des Geſetzes über die Bezirksvertretung) 
zuſtehe, keineswegs aber hinſichtlich anderer Gemeindeglieder. Das 
Petit des Recurrenten ging dahin, das Miniſterium des Innern wolle 
den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes v. S, womit irgend welche, 
gleichſam Diseiplinarunterſuchung gegen ihn eingeleitet wurde, als in 
den beſtehenden Vorſchriften nicht gegründet und die Geſetze ver— 
letzend, beheben. ö 

Darüber nun hat das Miniſterium des Innern unterm 1. Febr. 
1873, 3. 20196, 1872 in folgender Weiſe entſchieden: 

„Nachdem aus den Vorlagen zweifellos hervorgeht, daß gegen 
den Recurrenten die Einleitung einer Disciplinarunterſuchung beab⸗ 
ſichtigt, dem Bezirksausſchuſſe aber keine Disciplinargewalt über Mit⸗ 
glieder des Gemeinderathes, ſelbſt wenn dieſe Delegirte des Gemeinde⸗ 
rathes im Sinne des § 53 des Gem. Geſetzes “) wären, zuſteht, jo 


) Gem Ger. für Galizien. 


155 


enthält der in Frage kommende Beſchluß des Bezirksausſchuſſes zum 
mindeſten eine fehlerhafte Geſetzesanwendung und beziehungsweiſe 
Ueberſchreitung des Wirkungskreiſes. Es wird deßhalb dem vorliegen. 
den Miniſterialrecurſe im Hinblick auf § 51 des Geſetzes über die Be⸗ 
zirksvertretung“) unter Abänderung der Statthaltereientſcheidung Folge 
gegeben.“ Ea, 


Heutige Beurtheilung der heimatrechtlichen Folgen nach Maß⸗ 

gabe jener geſetzlichen Beſtimmungen, welche zu der Zeit geltend 

waren, als die Ableitung des Heimatsrechtes ſchon hätte geſche— 
hen können. 


Roſa T, im Jahre 1842 im Findelhauſe zu Graz geboren, 
iſt, die per subsequens matrimonium legitimirte Tochter des Michael 
M.; ſie kam im Jahre 1843, in welchem Michael M. die Mutter 
der Roſa T. geheiratet hatte, zu ihrem Vater und blieb bis zum 
Jahre 1861 bei ihm. Von da an war ſie in verſchiedenen Ge⸗ 
meinden bedienſtet. Vom Jahre 1843 bis zum Jahre 1845 war 
Michael M. Beſitzer einer Realität in der Gemeinde U. Im Jahre 
1846 kam er in die Gemeinde W., ob als Beſitzer oder als In⸗ 
wohner, ließ ſich nicht eruiren, eben jo wenig, ob er dort das Heimat⸗ 
recht erworben oder ſich ausweislos aufgehalten hatte. Als nun An⸗ 
fangs des Jahres 1872 die Zuſtändigkeit der Roſa T. zur Frage 
kam, lehnten die Gemeinden U. und W. die Zuweiſung' derſelben mit 
der Behauptung ab, die Genannte ſei dorthin zuſtändig, wohin deren 
Mutter Maria T zur Zeit der Geburt ihres Kindes zuſtändig war. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte auf Grund des § 12, b 
des Gemeindegeſees vom Jahre 1849 Roſa T. in der Gemeinde 
W. heimatsberechtigt, nachdem ſich die Genannte vom Jahre 1846 
bis 1861 daſelbſt „ausweislos“ aufgehalten habe 

Die Statthalterei hob die Entſcheidung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft auf und erkannte, „daß Roſa Th. als legitimirte Tochter des 
Michael M. dem Heimatsrechte ihres Vaters zu folgen habe, welches 
aber nachträglich zu erheben eventuell im Entſcheidungswege feſtzu⸗ 
ſtellen ſein wird, da aus den Erhebungen nicht entnommen werden 
kann, ob M., nachdem er ſeinen Grundbeſitz in U. anno 1845 ver⸗ 
kauft hat, ſeither eine andere Züſtändigkeit wirklich erworben habe.“ 

Von dieſer Entſcheidung ſetzte nun die Bezirkshauptmannſchaft 
die Gemeinde W. in Kenntniß und forderte gleichzeitig die Gemeinde 
U. auf zu berichten, ob Michael M. in der dortigen Gemeinde das 
Heimatrecht beſitze? Dieſe Anfrage wurde von der Gemeinde U. 
anfänglich bejaht, ſpäter aber, als ſie zur Ausſtellung eines Heimat⸗ 
ſcheines für dieſelbe anfgefordert wurde, aus dem Grunde verneint, 
weil Roſa T. angeblich nur durch drei Jahre und 6 Monate ſich 
in der Gemeinde aufgehalten habe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte hierauf im Grunde der 
Statthaltereientſcheidung, daß Roſa T. nach U. zuſtändig ſei. 

Im Miniſterialrecurſe beſtritt die Gemeinde U., daß Roſa T. 
die ligitimirte Tochter des M. ſei, indem die Legitimation im Tauf⸗ 
buche nicht erſichtlich, auch die Mutter ſchon geſtorben ſei und nicht 
mehr gehört werden könne. 

Das Miniſterium des Innern beſtätigte unterm 19. Jänner 
1873, 3. 17481 die Statthaltereientſcheidung, beziehungsweiſe die 
darauf baſirte zweite Eutſcheidung der Bezirkhauptmannſchaft, wo⸗ 
mit Roſa T. zur Gemeinde U. zuſtändig erkannt wurde, jedoch mit 
folgender Motivirung: „Wenngleich das von der Statthalterei ihrer 
Eutſcheidung zu Grunde gelegte thatſächliche Verhältniß, daß Michael 
M. der Erzeuger der Roſa T. ſei, bei dem Umſtande, daß über die 
Vaterſchaft die Angabe der bereits verſtorbenen Mutter nicht vorliegt, 
als erwieſen nicht angenommen, Roſa T. alſo als legitimirt nicht be⸗ 
handelt werden kann, ſo hatte doch nach § 6 des Conſcripttonspaten⸗ 
tes vom Jahre 1804 in Verbindung mit denr Hofkanzleidecrete vom 
3. Mai 1832, 3 9361 die uneheliche Tochter Roſa T. der durch 
Verehelichung erlangten Zuſtändigkeit ihrer Mutter zu folgen“ ale 


) Bez. Vertr. Geſetz für Galizien. 

) Vergleiche zu dieſer Entſcheidung die Ausführungen in dem Aufſaße: 
„Ueber die vermeintliche Rückwirkung des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863“ in 
Nr. 27 S. 105 des Jahrgangs 1868 dieſer Zeitſchrift. 
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Heimatrecht der ehelichen Kinder bei Wiederverehelichung der kunſtgewerbliche Richtung, und d'e Arbeitskräfte, die in Kunſtgewerbe zur Verwen⸗ 
Mutter. dung kommen, find vorwiegend tüchtig geſchult, mit hinreichender Fachkenntniß aus⸗ 
Die Stadtgemeinde J. verlangte von der Stadtgemeinde F. gerüſtet und ungleich beſſer als bei der Maſſenproduetion entlohnt. Die Frauenthä⸗ 
die Bezahlung des Schulgeldes für die Kinder der zahlungsunfähi⸗ tigkeit bei der Groß⸗Induſtrie fällt bei uns faſt durchzängig in das Gebiet der 
gen Johanna H. Die Stadtgemeinde F. verweigerte die Zahlung Maſſenproduction; das aber genügt, fie zu kennzeichnen. Allein ſelbſt in der 
aus dem Grunde, weil Johanna H. als Wittwe zwar das Heimat- Maſſenproduction erſtaunen wir über die mannigfache Verwendbarkeit der Frauen⸗ 
recht in der Gemeinde F. hatte, aber durch ihre Wiederverehelichung | Hand, die doch nur auf angeborne Fähigkeit zurückzuführen iſt. Wir wollen aus den 
mit S. aus N. dasſelbe verlor und in der Gemeinde N. erwarb, | vielen Induſtriezweigen nur einige herausgreifen: aus der Fabrication von Chemi⸗ 
weßhalb auch ihre die Schule in J. beſuchenden Kinder in der Ge- kalien z. B. die Kerzen- und Seifen-Fabrication, wo das „Einziehen“ der Dochte, 
meinde N. heimatberechtigt find und die Stadtgemeinde F. das das „Gießen“ der Kerzen, das Waſchen, Stempeln, Poliren und Emballiren von 
Schulgeld für fie zu zahlen nicht verpflichtet iſt. Frauenhand beſorgt wird; die Fabrication von Zündwaaren, wo die leichteren Hilfs- 
Ueber die hierüber geführte Beſchwerde entſchied die k. k. Be- a beiten, das „Einlegen“, „Ausnehmen“ der Hölzchen aus dem Rahmen, ſowie bie 
zirkshauptmannſchaft K. am 14. Juni 1873, Nr. 3062, daß die Anfertigung der Zündholzſchachteln der Frauenhand zugewieſen wird; die Erzeugung 
Kinder der Johanng H. das Heimatrecht in der Stadtgemeinde F. monſſirender Getränke, wo das Waſchen der Flaſchen und Syphons, Ettiquettiren, 
beſitzen, weil bei Aenderung der Gemeindezuſtändigkeit der Eltern die Putzen der Syphonköpfe und das „Abfüllen“ zahlreiche Frauenhände in Anſpruch 
ehelichen nicht eigenberechtigten Kinder nach § 12 des Geſetzes vom nimmt; ferner nennen wir die Tabak, und Cigarrenfabrieation, die allein 22.000 
3. December 1863 in der Gemeindezuſtändigkeit nur dem Vater, Frauen in Oeſterreich beſchäftigt; die Streichgarninduſtrie, wo das „Sortiren“, 
keineswegs aber der Mutter folgen, und daß daher, als die Mutter „Haspeln“, „Spulen“ der Wolle Gegenſtand der Frauenarbeit iſt; die Baumwoll⸗ 
ſich wieder mit S. aus N. vermählte, ihre Kinder das Heimatrecht ſpinnerei und Weberei, Jute- Fabrication, Wirkwareninduſtrie und Hutfabrication für 
in der Stadtgemeinde F. behielten. die gleichfalls Frauenhände thätig find. Die Erzeugung von Kleidungsſtücken, Putz 
Gegen dieſe Entſcheidung überreichte die Stadtgemeinde F. waaren , Miedern , Handſchuhen, Wäſchwaaren, Cravaten, Schuhobertheilen, 
die Berufung und führte darin an: Der $ 12 des Gefeped vom 3. künſtlichen Blumen, Suckereien, Spitzen und Schmuckfedern beſchäftigt vorzugs⸗ 
December 1863 ſpricht von der Veränderung der Gemeindezuſtändig⸗ weiſe weibliche Arbeitskräfte, aber auch die Leder⸗ und Kautſchuk⸗Induſtrie, die 
keit der Eltern, folglich zu einer Zeit, wo beide Elterntheile am Le⸗ Kammfabrication, die Metallwaaren-Erzeugung, Gold, Silber- und Chinaſilber⸗ 
ben find. Es wird deßhalb darin feſtgeſetzt, daß, wenn die Eltern Fabrication, Metallſchlägerei, Feilen,, Schrauben., Nieten, Nagel. und Draktftift- 
ihr Heimatrecht ändern, ihre ehelichen Kinder das Heimatrecht mit Fabrication greifen zur Hilfeleleiſtung der Frauenhand. In der Stahlfedern und 
dem Vater theilen. Auf den Witwenſtand der Mutter bezieht ſich Nadelfabric tion fällt ihr ſogar mancher wichtige Arbeitsproceß zu, der Geſchick⸗ 
der § 12 nicht, denn wenn der Vater nicht am Leben iſt, ſo kann lichkeit und manuelle Uebung fordert; die Fabriken von Lampen, Kochgeſchirren, 
von einer Aenderung der Gemeindezuſtändigkeit der Eltern keine Knöpfen, Tabakspfeifen bedienen ſich weiblicher Arbeitskräfte; die Stein, Thon⸗ 
Rede ſein. Auf den Witwenſtand der Mutter bezieht ſich vielmehr und Glas⸗Induſtrie, wie die in Oeſterreich zu hoher Blüthe gelangte Fabrication 
der 8 11 des Geſetzes vom 3. December 1863, wornach die Witwe "or Möbeln 4. gebogenem Holze nehmen Frauenhände in Anſpruch. Die Papier⸗ 
mit ihren Kindern das ehegattliche Heimatrecht behält und nach § 7 Fabrication, Spielkarten, Bleistift; Tapeten Fabrication, ſowie die Buchdruckerei 
dieſes Geſetzes durch ihre Wiederverehelichung ändert und mit ihrem verwenden fie vielfach und ſchließlich bedienen ſich auch die Baugewerbe in Defter- 
zweiten Gatten theilt, weil der $ 7 bei Frauensperſonen nicht unter⸗ reich derſelben zu hartem Handlangerdienſte. Der Lohn ſolcher verſchiedenartig be. 
ſcheidet, ob fie ledig oder verwitwet find, Wenn die Witwe durch ſchäftigten Arbeiterinnen variirt je nach der größeren oder geringeren Leiſtungs ähig⸗ 
ihre Wiederverehelichung das Heimatrecht in einer andern Gemeinde keit zwiſchen einem bis ſieben Gulden per Woche; doch tritt, wo die Arbeitsleiſtung 
verlangt, ſo folgen ihr in die neue Gemeindezuſtändigkeit auch ihre | eine ungewöhnliche Geſchicklichkeit erfordert, ſofert eine höhere Entlohnung ein, und 
nicht eigenberechtigten Kinder. Nur für uneheliche Kinder wird im 3.-Abſatze | Be Wochenlohn von A bis zehn Gulden erwirbt manche in irgend einer manuellen 
des § 12 eine Ausnahme gemacht, daß ſie nämlich bei der Verehelichung Fertigkeit beſonders geübte Hand. Wo die Arbeitsleistung entſprechende Schulkent⸗ 
ihrer Mutter das Heimatrecht nicht ändern. Dieſe Ausnahme ſpricht dafür, niſſe vorausfegt, wird fie beffer entlohnt; fo erwirbt eine Telegraphiſtin einen Monat⸗ 
daß in der Regel die Kinder bei Verehelichung der Mutter das Heimat- lohn bis vierzig, eine Frau welche zur Herſtellung eines Schriftſatzes tauglich iſt, bis 
recht ändern. Wenn die ehelichen nicht eigenberechtigten Kinder bet fünfzig, und Frauenarbeit, welche in dis Gebiet des Kunſtgewerbes gehört, wie Pho⸗ 
Wiederverehelichung ihrer Mutter derſelben in ihre neuerworbene Ge⸗ | tographie und das Retouch ren der Bilder, hat einen noch höheren Preis, und wir 
meindezuſtändigkeit nicht folgen würden, ſo wären ſie den unehelichen finden als Monatlohn einer derartigen Arbeiterin ſchon ſiebzig Gulden verzeichnet. 
Kindern gleich zu halten, was jedoch das Geſetz durch die ausdrück⸗ Aus alledem erhellt klar und deutlich, daß eine ernſte Vorbildung den Frauen zur 
lich feſtgeſetzte Ausnahme eben ausſchließt. Fabriksarbeit noththut, wenn überha pt die ſocialen Verhältniſſe dazu drängen, 

Mit Entſcheidung der böhm. k. k. Statthalterei vom 25. Juli Frauen und Mädchen zu derlei Arbeit gleichſam berufsmäßig zu verwenden. —r. 

1873, Z. 40.137 wurde die Berufung der Stadtgemeinde F. abge⸗ ; 
wieſen und die Entſcheidung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft aus den Seine Maſeſt Per 18 2 = 8 2 2 
Gründen derſelben beftätigt. M. eine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Director bei der Prager Statthalterei 
9 Anton Müller tarfrei den Adel verliehen. 
Seine Majeſtät haben die Verſetzung des k. u. k. Honarar⸗Viceconſuls Julius 
v. Sara-Dembicky von Livno nach Prevefa und des k. u. k. Honorar⸗Viceconſuls 
Joſeph Dragomanovie von Preveſa nach Livno genehmigt. 


Noti z. Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des Protokolls und Archives der polit. 
Section des Miniſteriums des Aeußern Hofſeeretär Carl v. Dilgskron anläßlich 


Fr 5 f 9 ; a je- deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen 

d (De Dee un 3 u 125 * u wo 15 21 1 uk nt 2 575 Stelle 15 5 Borftandes Rewe und Achte ben 

und Verkehrsweſen Oeſterreichs.) Im Brauenpavillon der We 1 ſtellung Dreectionsadjuncten Carl Ritter v. Stradiot und die erledigte Stelle eines Direc- 

wird uns ein Bild der Verwendung der Frauenarbeit in Oeſterreich vorgeführt. Dieſer tionsadjuncten dem mit Titel und Charakter eines Adjuncten bekleideten Miniſterial⸗ 
Theil der Ausſtellung, begleitet von einer höchſt ſchätzenswerthen Schrift: „Die Ver- | official Alfred Garzarolli Edl. v. Thurnlack verliehen, 

wendung weiblicher Arbeitskräfte in der Fabriksinduſtrie und in einzelnen Zweigen Der Miniſter des Innern hat den Polizeicommiſſär Joſeph Kusmanek zum 


23 8 Oberinſpector bei ter Sicherheitswache in Wien ernannt. 
des Verkehrsweſens“, iſt das Werk der Herrn Dr. Karl Holdhaus, n. 5. Handelskam⸗ I Miniſter 1 2 den Bauadjuncten Andreas Kukurudza zum 


mer⸗Secretär und Dr. Franz Migerka, k. k. Miniſterialrath im Handelsminiſterinm. Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Galizien ernannt. 
Die Daten und Aufſchluͤſſe, die durch die bezeichnete Schrift geboten werden, laſſen 


uns zum erſten Male eine Ueberſchau gewinnen über die Bedentung und den Werth n 8 1 e * 7255 0 * — 1 

der Frauenarbeit in unſerer Großindustrie. Nach den gebrachten ftatiftifchen Daten: . Geest un omäuen⸗Verwaltersſtelle im Bereiche der Forſt- und Domänen⸗ 
& y . rr. ? C i 

ſtehen in Oeſterreich beiläufig 160.000 Frauen und Mädchen als Arbeiterinnen im fpecifi- direction für Nied.-Deſterr mit dem Range der zehnten Claſſe und den ſpſtemiſirten 


1. . 8 0 Genüſſen eines Förſters, bis Ende September. (Amtsblatt N“. 212.) 

ſchen Sinne in Verwendung. Welcher Art ſind nun die Leiſtungen, die dieſes Arbeitsper⸗ Reechknungerathsſtelle beim Rechnungsdepartement der Finanz⸗Landesdirection 
ſonale vollbringen, welches der Erwerb, den es erringen kann? Auf beide Fragen gibt] in Wien in der achten eventuell Revidentenſtelle in der neunten, Rechnungsoffickals⸗ 
uns das Werk Aufſchluß Unſere Induſtrie schreitet nach zwei verſchiedenen Richtun⸗ ftelle in der zehnten, Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, dann Prak⸗ 


e ; 5 5 5 f ticantenſtellen, bis 6. October. (Amtsblatt Nr. 213. 
gen vor; die eine iſi auf Maſſenproduction gerichtet, und immer größere Productions⸗ Vauwelter fel in 22 ſtädtiſchen Beihäffnungdanftlt für freiwillige Ar⸗ 
menge bei geringem Koſtenaufwand das Ziel, dem fie zuſtrebt; ihre Factoren beiter in Wien mit 1500 fl. Jahresgehalt, Naturalwohnung ꝛc, bis 6. October. 
find Ma chinen und möglichſt wohlfeile menſchliche Arbeitskräfte; die andere iſt die [(Amtsblatt Nr. 214.) 
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